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(Nr. 14285.) Verordnung zur Durchführung des Geſetzes zur Regelung der Erbenzins⸗ und Erbpacht⸗ 
verhältniſſe in den Fehn⸗Kolonien der Provinz Hannover vom 24. Januar 1934 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 49). Vom 14. September 1935. 


Auf Grund des Artikels 6 des Geſetzes zur Regelung der Erbenzins⸗ und Erbpachtverhältniſſe 
in den Fehn⸗Kolonien der Provinz Hannover vom 24. Januar 1934 (Geſetzſamml. S. 49) wird 
mit Zuſtimmung des Reichsminiſters der Juſtiz verordnet: 


§ 1. 

Über die Übertragung der Leiſtungen für öffentliche oder gemeinnützige Einrichtungen auf 
eine Gemeinde, einen Zweckverband oder eine öffentlich-rechtliche Genoſſenſchaft (Artikel 4 des 
Geſetzes) entſcheidet der Regierungspräſident in Aurich nach Anhörung der Beteiligten und des 
zuſtändigen Landesbauernführers. Ergibt die Anhörung, daß die Gemeinde (Zweckverband, 
öſfentlich⸗rechtliche Genoſſenſchaft) der Übertragung unter den feſtzuſetzenden Bedingungen nicht 
zuſtimmt, ſo iſt vor der Entſcheidung das Einverſtändnis des Miniſters des Innern und des 
Minifters für Ernährung und Landwirtſchaft einzuholen. Die Entſcheidung iſt endgültig und 
für Gerichte und Verwaltungsbehörden bindend. a 


§ 2. 
() Die Übertragung der Leiſtungen gemäß § 1 dieſer Verordnung erfolgt durch Beſchluß. 
Sie wird zu dem im Beſchluß anzugebenden Zeitpunkte rechtswirkſam. 


(2) Der Beſchluß iſt dem Erbverpächter (Obererbpächter) und der Gemeinde (Zweckverband, 
öffentlich⸗rechtlichen Genoſſenſchaft), der die Leiſtungen übertragen werden, zuzuſtellen. Der Beſchluß 
iſt ferner den Untererbpächtern (Koloniſten) durch öffentliche Bekanntmachung in den Gemeinden, 
in denen der Leiſtungsgegenſtand liegt, und in dem für dieſe Gemeinden zuſtändigen Kreisblatte 
bekanntzugeben. 


6 3. 

() Von dem im Beſchluß angegebenen Zeitpunkt ab iſt der Betrag, der dem Werte der 
Leiſtungen des Erbverpächters (Obererbpächters) entſpricht, oder der bei der Feſtſetzung des Auf— 
wertungsſatzes zur Sicherſtellung der dauernden Forterhaltung der Einrichtungen beſtimmt worden 
iſt, anteilsmäßig von den einzelnen Untererbpächtern oder Koloniſten an den im Beſchluß be- 
zeichneten Übernehmer der Leiſtungen zu entrichten. 

(2) Der Betrag unterliegt der Beitreibung im Verwaltungszwangsverfahren. 
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5 4. 

Sit der Erbverpächter (Obererbpächter) mit einem Teile der ihm obliegenden Leiſtungen im 
Rückſtand, ſo kann ihm der Regierungspräſident in Aurich im Beſchluß (S 2) die nachträgliche 
Erfüllung auferlegen. Zur Durchſetzung dieſer Anordnung ſtehen dem Regierungspräſidenten 
in Aurich die im § 132 des Geſetzes über die allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 
(Geſetzſamml. S. 195) beſtimmten Zwangsbefugniſſe zu. 


6 5. 
Beſteht zwiſchen den Untererbpächtern oder Koloniſten Streit über die Unterverteilung des 
im 8 3 Abf. 1 dieſer Verordnung bezeichneten Betrags, jo entſcheidet auf Antrag die bei dem Amts⸗ 
gericht in Aurich gebildete Einigungsitelle. 


5 6. 

(1) Die Gemeinde (Zweckverband, öffentlich-rechtliche Genoſſenſchaft), der Leiſtungen für 
öffentliche oder gemeinnützige Einrichtungen gemäß Artikel 4 des Geſetzes übertragen werden, oder 
der Erbverpächter (Obererbpächter) kann verlangen, daß das Eigentum an der betreffenden öffent⸗ 
lichen oder gemeinnützigen Einrichtung mitübertragen wird. 

(2) Sit zwiſchen der Gemeinde (Zweckverband, öffentlich⸗rechtlichen Genoſſenſchaft) und dem 
Erbverpächter (Obererbpächter) eine Einigung hierüber nicht zu erzielen, ſo kann das Eigentum 
an der öffentlichen oder gemeinnützigen Einrichtung dem Erbverpächter (Obererbpächter) im Wege 
der Enteignung gegen angemeſſene Entſchädigung entzogen werden. 

(3) Die Vollziehung der Enteignung richtet ſich bis zum Inkrafttreten eines Reichs⸗ 
enteignungsgeſetzes nach den geltenden preußiſchen Enteignungsvorſchriften. 


§ 7. 

() In allen Fällen der Enteignung nach Artikel 5 des Geſetzes entſcheidet der Oberpräſident 
(Landeskulturabteilung) auf Antrag des gemeinnützigen Siedlungsunternehmens oder von Amts 
wegen über die Zuläſſigkeit der Enteignung, ihre wirtſchaftliche Zweckmäßigkeit und die Höhe 
der Entſchädigung. 

(e) Für das weitere Verfahren und die Bemeſſung der Entſchädigung finden, ſoweit es ſich 
um Moor- und Sdland handelt (§ 3 des Reichsſiedlungsgeſetzes), die hierfür geltenden Be⸗ 
ſtimmungen und, ſoweit es ſich um Kulturland handelt, die für die Enteignung großer Güter geltenden 
Beſtimmungen des Reichsſiedlungsgeſetzes vom 11. Auguſt 1919 (Reichsgeſetzbl. S. 1429) und 
des Preußiſchen Ausführungsgeſetzes zum Reichsſiedlungsgeſetz vom 15. Dezember 1919 (Geſetz⸗ 
ſamml. 1920 S. 31) entſprechende Anwendung. 


§ 8. 


Dieſe Verordnung tritt mit dem auf die Verkündung folgenden Tage in Kraft. 
Berlin, den 14. September 1935. 
Der Reichs- und Preußiſche Miniſter für Ernährung und Landwirtſchaft. 


Im Auftrage: 


Moritz. 
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(Nr. 14286.) Polizeiverordnung über den Verkehr mit Sprengſtoffen (Sprengſtoffverkehrsverordnung). 
Vom 4. September 1935. 


Auf Grund des Polizeiverwaltungsgeſetzes vom 1. Juni 1931 (Geſetzſamml. S. 77) wird im 
Einvernehmen mit dem Verkehrsminiſter und dem Miniſter des Innern für das Land Preußen 
folgende Polizeiverordnung erlaſſen: 


J. Allgemeine Beſtimmungen. 


δ 1. 
Geltungsbereich. 


(1) Die nachſtehenden Beſtimmungen gelten für: 

a) die Beförderung von Sprengſtoffen auf Land- und Waſſerwegen; 

b) den Vertrieb von Sprengſtoffen; 

e) die Aufbewahrung und die Lagerung von Sprengſtoffen, ſoweit ſie nicht durch die 
Polizeiverordnung über die Errichtung, die Einrichtung und den Betrieb von Spreng⸗ 
ſtofflagern (Sprengſtofflagerverordnung) vom 17. November 1932 (Geſetzſamml. 
S. 362) beſonders geregelt ſind, ſowie die Ausgabe von Sprengſtoffen in Betrieben 
jeder Art. 


(2) Auf den Eiſenbahn⸗ und Poſtverkehr, die Verſendung von Sprengſtoffen in Kauffahrtei⸗ 
ſchiffen ſowie den Verkehr mit Sprengſtoffen und Munitionsgegenſtänden bei der Wehrmacht finden 
die nachſtehenden Beſtimmungen keine Anwendung. 


(3) Zu den Sprengſtoffen im Sinne dieſer Beſtimmungen gehören nicht: 
a) die nicht ſprengkräftigen Zündungen; 
b) Zündſchnüre mit Schwarzpulverſeele; 
e) die für Handfeuerwaffen beſtimmten Metallpatronen und alle Jagdpatronen. 
(4) Für den Verkehr mit Munition anderer als im Abſ. 3 erwähnter Art im Sinne des 8 1 
Abi. 2 des Geſetzes über Schußwaffen und Munition vom 12. April 1928 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 143) 
gelten die nachſtehenden Vorſchriften, ſoweit in dem genannten Geſetze nicht abweichende Be— 
ſtimmungen getroffen ſind. 


§ 2. 
Zum Verkehr zugelaſſene Sprengſtoffe. 
(1) Zum Verkehr find folgende Sprengſtoffe zugelaſſen: 

a) alle Sprengſtoffe (Spreng- und Schießmittel, Munition, Feuerwerkskörper u. dgl.), 
ſoweit ſie nach der Anlage O zur Eiſenbahnverkehrsordnung zur Verſendung auf den 
Eiſenbahnen Deutſchlands zugelaſſen ſind; 

b) neuartige, noch nicht zur Verſendung auf Eiſenbahnen zugelaſſene Sprengſtoffe, 
wenn die Chemiſch⸗Techniſche Reichsanſtalt beſcheinigt, daß die Sprengſtoffe nicht ge- 
fährlicher find als die Sprengſtoffe der 2. Gruppe der Anlage O zur Eiſenbahnver— 


kehrsordnung. Dieſe Beſcheinigung iſt vom Transportführer mitzuführen und auf 
Verlangen vorzuzeigen; 


e) neue Sprengſtoffe zum Zwecke von Verſuchen, wenn die Landespolizeibehörde die 
Beförderung dieſer Sprengſtoffe auf beſtimmten Wegen ſowie ihre Lagerung und 
Ausgabe außerhalb der Herſtellungsſtätten erlaubt. Die Verſandfähigkeit dieſer 
Sprengſtoffe muß von der Chemiſch-Techniſchen Reichsanſtalt beſcheinigt fein. 
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(2) Nicht zum Verkehr zugelaſſen ſind: 
a) die im Abſ. 1 nicht erwähnten Sprengſtoffe; 


b) Sprengvorrichtungen, bei welchen die einzelnen Beſtandteile in einem Behälter durch 
leicht brechbare Scheidewände oder andere Abſperrvorrichtungen getrennt gehalten 
werden und die Exploſion durch Vereinigung der bis dahin getrennt gehaltenen Be⸗ 
ſtandteile erfolgt. 


II. Beſtimmungen über Beförderung von Sprengſtoffen. 


A. Allgemeines. 


§ 3. 
Lieferſchein. 

Jeder Sprengſtoffſendung von mehr als 35 kg Rohgewicht muß der Abſender einen Liefer⸗ 
ſchein beifügen, aus dem der Empfänger, der Beſtimmungsort der Sendung ſowie deren Art und 
Rohgewicht erſichtlich ſind. Der Empfang der Sendung iſt vom Empfänger auf dem Lieferſcheine 
zu beſcheinigen. Die beſcheinigten Lieferſcheine ſind der Ortspolizeibehörde des Verſendungsorts 
jederzeit auf Verlangen vorzulegen. 


δ 4. 


Erlaubnisſchein für Spediteure, Transportführer oder 
Transportbegleiter. 


Wer an der Verſendung von Sprengſtoffen, die den Vorſchriften des § 1 Abi. 1 und 2 des 
Reichsgeſetzes gegen den verbrecheriſchen und gemeingefährlichen Gebrauch von Sprengſtoffen vom 
9. Juni 1884 (Reichsgeſetzbl. S. 61) unterliegen, in der Weiſe teilnimmt, daß er dabei als Spediteur, 
Transportführer oder Transportbegleiter in den Beſitz von Sprengſtoffen gelangt, muß den nach 
der Polizeiverordnung vom 15. Juli 1924 (§MBl. S. 198) über die polizeiliche Genehmigung zur 
Herſtellung, zum Vertrieb und zum Beſitz von Sprengſtoffen ſowie zu deren Einführung aus dem 
Auslande vorgeſchriebenen Sprengſtofferlaubnisſchein oder eine beglaubigte Abſchrift desſelben 
während der Dauer ſeines Beſitzes ſtets bei ſich führen und auf Verlangen vorzeigen. 


5 5. 


Verpackung der Sprengſtoffe, Bezeichnung der Behälter 
und Patronen. a 


(1) Für die Verpackung der Sprengſtoffe zur Beförderung auf Land⸗ und Waſſerwegen gelten, 
ſoweit in den Abſ. 2 bis 7 nicht beſondere Beſtimmungen getroffen ſind, die jeweiligen Vor⸗ 
ſchriften der Anlage Ο zur Eiſenbahnverkehrsordnung. Insbeſondere dürfen alle Sprengſtoffe, 
die auf Eiſenbahnen nur in Patronenform und in Paketen und Kiſten befördert werden dürfen, 
auch auf Land- und Waſſerwegen nur in gleicher Form und Verpackung verſandt werden. 

(2) Sprengſtoffe jeder Art dürfen nicht mit Zündungen oder Zündſchnüren verſehen ſein. 
Auf Feuerwerkskörper, pyrotechniſche Artikel und Munition jeglicher Art findet dieſe Beſtimmung 


keine Anwendung, wenn eine zuverläſſige Sicherung gegen eine unbeabſichtigte Entzündung ge⸗ 
troffen iſt. 


(3) Die Behälter (Kiſten, Fäſſer), Pakete und Patronen, in denen Sprengſtoffe verpackt und 
verſandt werden, welche den Beſtimmungen des § 1 Abf. 1 und 2 des Reichsgeſetzes gegen den 
verbrecheriſchen und gemeingefährlichen Gebrauch von Sprengſtoffen vom 9. Juni 1884 (Reichs⸗ 
geſetzbl. S. 61) unterliegen, müſſen folgende deutlichen und haltbaren Bezeichnungen tragen: 


a) auf den Verpackungsbehältern (Kiſten, Fäſſern): 
1. Bezeichnung des Sprengſtoffs, 
2. Firma des Herſtellers, 
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3. Bezeichnung der herſtellenden Fabrik (Herſtellungsort), 
4. Jahreszahl der Herſtellung, 
5. durch das Jahr der Herſtellung laufende Nummer der Kiſte; 
b) auf den Paketen: 
„Bezeichnung des Sprengſtoffs, 
Firma des Herſtellers, 
Bezeichnung der herſtellenden Fabrik (Herſtellungsort), 
Jahreszahl der Herſtellung, | 
. Sijtennummer, 
Fin der Sprengſtoffkiſte fortlaufende Paketnummer, 
Zahl der in dem Paket enthaltenen Patronen; 


2 


19 ma ww 


ϱ) auf den Patronen: 

Bezeichnung des Sprengſtoffs, 

Firma des Herſtellers, 

Bezeichnung der herſtellenden Fabrik (Herſtellungsort), 
Jahreszahl der Herſtellung, 

Kiſtennummer, 

Paketnummer. 


(4) Die Behälter (Kiſten, Fäſſer), Pakete und Patronen, in denen Sprengſtoffe verpackt und 
verſandt werden, welche den Beſtimmungen des § 1 Abſ. 1 und 2 des Reichsgeſetzes gegen den 
verbrecheriſchen und gemeingefährlichen Gebrauch von Sprengſtoffen vom 9. Juni 1884 (Reichs⸗ 
geſetzbl. S. 61) nicht unterliegen, müſſen folgende deutlichen und haltbaren Bezeichnungen tragen: 

1. Bezeichnung des Sprengſtoffs; 

2. Firma des Herſtellers; 

3. Bezeichnung der herſtellenden Fabrik (Herſtellungsort). 


O d mM 


S 


(6) Auf den zur Verpackung dienenden Behältern (Kiſten, Fäſſern) ſowie den Paketen und 
Patronen kann die im Abſ. 3 geforderte Angabe der Jahreszahl und der Nummern mit Öe- 
nehmigung des Wirtſchaftsminiſters auch in chiffrierter Form erfolgen. 

(6) Das Rohgewicht der Verſandſtücke darf die in der Anlage © zur Eiſenbahnverkehrs— 
ordnung angegebenen Grenzen nicht überſchreiten. 


(7) Für die Verpackung neuer Sprengſtoffe zur Verſendung zu Verſuchszwecken (§ 2 Abj. 1 
Buchſtabe e) gelten die Verpackungsvorſchriften für die zum Verkehr zugelaſſenen Sprengſtoffe, denen 
die neuen Sprengſtoffe hinſichtlich Zuſammenſetzung und Beſchaffenheit ſowie Verſandgefährlich⸗ 
keit am nächſten ſtehen. 

§ 6. 
Verbot der Beförderung unbeteiligter Perſonen. 

Die Beförderung unbeteiligter Perſonen auf Fahrzeugen, welche Sprengſtoffe befördern, iſt 
verboten. ö 

§ 7. 
Verbot von Feuer und Licht. 

Auf Fahrzeugen, welche Sprengſtoffe befördern, und in ihrer Nähe ſowie bei dem Ein⸗ 
packen und Einladen und bei dem Ausladen und Auspacken von Sprengitoffen iſt das Umgehen 


mit Feuer und offenem Lichte ſowie das Rauchen verboten. Ferner dürfen Zündhölzer und 
ſonſtige Zündwaren nicht auf dieſe Fahrzeuge und an die Pack- und Ladeſtellen mitgenommen 
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werden. Zur Beleuchtung der Fahrzeuge dürfen neben elektriſchen Glühlampen mit Überglocken 
oder ⸗platten nur ſicher verſchloſſene Pflanzenöl oder Kerzenlaternen verwendet werden. 


5 8. 
Verladen von Sprengſtoffen. 
(1) Das Einladen und Ausladen ſoll unter Benutzung weicher Unterlagen erfolgen und darf 


nur unter ſachverſtändiger Aufſicht von zuverläſſigen Perſonen vorgenommen werden. Erſchütte⸗ 
rungen und Reibungen ſind dabei ſorgfältig zu vermeiden. 


(2) Soll das Einladen oder Ausladen ausnahmsweiſe nicht vor oder in einer Herſtellungs⸗ 
ſtätte oder an einer Verwendungsſtelle oder vor einem Lagerraum oder auf einem Grubenhofe 
(Zechenplatz) erfolgen, jo iſt hierzu die Genehmigung der Ortspolizeibehörde einzuholen. 


(3) Die Behälter mit Sprengſtoffen müſſen auf dem Fahrzeuge ſo feſt verpackt werden, daß ſie 
gegen Scheuern, Rütteln, Stoßen, Umkanten und Herabfallen aus ihrer Lage, bei Tonnen 
insbeſondere gegen jede rollende Bewegung, geſichert ſind. 


N 


Zuſammenpacken und Zuſammenladen von Sprengſtoffen mit 
anderen Gegenſtänden. 


() Sprengſtoffe dürfen nicht mit anderen Gegenſtänden, insbeſondere Zündhütchen, Zünd⸗ 
präparaten oder ſelbſtentzündlichen oder leichtentzündlichen Gegenſtänden in einem Behälter 
zuſammengepackt werden. 


(2) Wegen des Zuſammenladens von Sprengſtoffen miteinander und mit anderen Gegen⸗ 
ſtänden in demſelben Landfahrzeuge gelten die Vorſchriften der Anlage O zur Eiſenbahnverkehrs⸗ 
ordnung. 

§ 10. 
Erkennungszeichen für Fahrzeuge mit Sprengſtoffen. 

Die Fahrzeuge müſſen als Warnungszeichen eine von weitem erkennbare, ſtets ausgeſpannt 
gehaltene ſchwarze Flagge mit einem weißen P führen. In beſonderen Fällen kann die Landes⸗ 
polizeibehörde oder mit ihrer Ermächtigung eine nachgeordnete Behörde anordnen oder geſtatten, 
daß die Flagge nicht geführt wird. 

Sela 
Bewachung. 


Fahrzeuge, welche Sprengſtoffe führen, dürfen niemals ohne Bewachung bleiben. Der 
Transportführer iſt für die ordnungsmäßige Bewachung verantwortlich. 


§ 12. 
Abſtand mehrerer Fahrzeuge mit Sprengſtoffen voneinander. 


Beſteht ein Transport aus mehreren Fahrzeugen, ſo müſſen dieſe während der Fahrt einen 
Abſtand von mindeſtens 50 m, bei Kraftfahrzeugen von mindeſtens 100 m untereinander einhalten. 


§ 13. 
Maßregeln bei Aufenthalt von Sprengſtofftransporten. 


() Bei jedem freiwilligen Aufenthalte von mehr als einer halben Stunde iſt eine Entfernung 
von mindeſtens 300 m von Fabriken, Werkſtätten und bewohnten Gebäuden einzuhalten. 
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2) Die Ortspolizeibehörde darf, falls eine geeignete Halteſtelle in ſolcher Entfernung nicht 
zu finden ift, geſtatten, daß eine Halteſtelle in einer geringeren Entfernung von Fabriken, Werk⸗ 
ſtätten und bewohnten Gebäuden gewählt wird; dieſe Entfernung muß aber, wenn nicht ein 
anderer Schutz vorhanden iſt, mindeſtens 200 m betragen. 


(3) Bei einem Aufenthalte von mehr als einer halben Stunde in der Nähe von Ortſchaften 
iſt der Ortspolizeibehörde baldmöglichſt Anzeige zu erſtatten; die Ortspolizeibehörde hat darauf 
die ihr notwendig erſcheinenden Vorſichtsmaßregeln zu treffen. 


8 14. 


Behandlung von Sprengſtoffſendungen, die unterwegs in einen 
gefährlichen Zuſtand geraten. 


(1) Gerät eine Sprengſtoffſendung unterwegs in einen Zuſtand, der den weiteren Verſand 
bedenklich erſcheinen läßt, ſo hat der Transportführer der Ortspolizeibehörde ſofort Anzeige zu 
erſtatten. Dieſe hat die zum Schutze der Allgemeinheit oder der Einzelnen nötigen Anordnungen 
zu treffen; insbeſondere hat ſie die unbeteiligten Perſonen aus der gefährdeten Zone zu entfernen 
und unverzüglich den Abſender von der Gefährdung der Sendung zu benachrichtigen mit der 
Aufforderung, umgehend einen Sachkundigen zur Beſeitigung der Gefahr zu entſenden. 

(2) Iſt Gefahr im Verzug, ſo ſind die Sprengſtoffe durch die Ortspolizeibehörde auf Koſten 
des Abſenders ohne vorherige Benachrichtigung desſelben nach Angabe und unter Aufſicht eines 
Sachkundigen zu vernichten. 


τοι 
Erleichterungen für die Beförderungfleiner Sprengſtoffmengen. 


(1) Auf die Beförderung von Sprengſtoffen in Mengen von nicht mehr als 35 kg Rohgewicht 
und von Sprengkapſeln in Mengen bis zu 100 Stück finden von dem Abſchnitte II nur die SS 4 
bis 9 Anwendung. Sprengſtoffe und Sprengkapſeln dürfen jedoch in dieſem Falle auf dem gleichen 
Fahrzeuge befördert werden. Die Sprengkapſeln müſſen ſich in der Urſprungsverpackung der Her⸗ 
ſtellungsſtätte befinden oder aber in ausgebohrten Holzklötzchen untergebracht ſein, die mit einem 
Schiebedeckel oder dgl. verſchloſſen ſind. ö 


(2) Auf die Beförderung von Sprengſtoffproben in Mengen bis zu 10 kg zum Zwecke der 
Unterſuchung in einem Laboratorium einer amtlichen oder amtlich anerkannten Prüfſtelle oder 
von Herſtellungsſtätten finden unter der Vorausſetzung, daß die Sprengſtoffproben von einer zu⸗ 
verläſſigen, ausdrücklich damit beauftragten Perſon befördert werden, nur die SS 4, 7 und 9 An⸗ 
wendung. Die Proben (Patronen) ſind möglichſt in ihrer Urſprungsverpackung (Paket) zu belaſſen. 
Soweit es ſich um angebrochene Pakete handelt, ſind die Patronen zu feſt gepackten Paketen zu ver⸗ 
einigen. Die Pakete ſind in einem widerſtandsfähigen Behälter unter Ausfüllung der Zwiſchen⸗ 
räume mit Holzwolle, Papier oder ähnlichen elaſtiſchen Stoffen ſo zu verpacken, daß ſie ſich in keiner 
Weiſe in dem Behälter bewegen können. Der Behälter iſt für den Transport ſicher zu verſchließen. 
Sind außer den Sprengſtoffproben zugleich mit dieſen auch Sprengkapſeln zur Unterſuchungsſtelle 
zu befördern, ſo darf deren Zahl nicht über 10 hinausgehen. Für ihre Verpackung gilt Abſ. 1 
letzter Satz. 


(3) Für die Beförderung von Sprengſtoffen in dringenden Fällen allgemeiner Gefahr, z. B. 
bei Eisſtopfungen, finden, wenn zuverläſſige Begleitung vorhanden it, nur die SS 4, 7 und 9 An⸗ 
wendung. Wenn nur ein einziges Fahrzeug verfügbar gemacht werden kann, iſt auch die gleich- 
zeitige Beförderung von Sprengſtoffen in Mengen von mehr als 35 kg und von Sprengkapſeln in 
Mengen von mehr als 100 Stück zuläſſig. Für die Verpackung der Sprengkapſeln gilt Abſ. 1 
letzter Satz. 


(0 In den in den Abſ. 1 bis 3 angeführten Ausnahmefällen iſt folgendes zu beachten: 
a) Öffentliche Verkehrsmittel dürfen nicht benutzt werden. 
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p) Die Behälter mit Sprengſtoffen und Sprengkapſeln ſind auf dem Fahrzeuge mög⸗ 
lichſt weit getrennt voneinander zu verſtauen; ſie müſſen während der Beförderung 
unter Aufſicht der Begleitperſonen ſtehen. 

ϱ) Bei Benutzung eines Kraftfahrzeugs darf die Fahrgeſchwindigkeit 30 km in der 
Stunde nicht überſchreiten. 


B. Beſondere Beſtimmungen für den Landverkehr. 
§ 16. 
Beſchaffenheit der Fahrzeuge. 


() Die Wagenkäſten der zur Beförderung von Sprengſtoffen dienenden Fahrzeuge müſſen 
auf dem Untergeſtelle ſicher befeſtigt, ſtark und ſo dicht ſein, daß Sprengſtoffe nicht verſtreut werden 
können. Oben offene Wagenkäſten müſſen mit einem dicht anſchließenden ſtraff geſpannten ſchwer 
entflammbaren Plantuche (3. B. imprägnierter Leinwand) überſpannt ſein, das auch an der Vorder⸗ 
und Hinterwand des Wagenkaſtens hinabzuziehen iſt. 


(2) Zum Sperren der Räder dürfen nur hölzerne Bremſen oder Radſchuhe verwendet werden; 
auf vereiſten Wegen ſind eiſerne Sperrvorrichtungen (Krätzer) geſtattet, wenn ſie ganz vom Rad⸗ 
ſchuh bedeckt ſind. 


ο η. 
Mit Zugtieren befpannte Fahrzeuge. 
() Beim Aufladen von Sprengſtoffen auf Fahrzeuge und beim Abladen von dieſen müſſen 


entweder die Zugtiere ausgeſpannt ſein oder es müſſen die Radbremſen angezogen oder die Räder 
feſtgelegt und zugleich die Zugſtränge ausgehängt ſein. 


(2) Mit Zugtieren beſpannte Fahrzeuge, welche Sprengſtoffe führen, dürfen nur im Schritt 
fahren. 


5 18. 
Durchfahren zuſammenhängend gebauter Ortſchaften. 


Die Beförderung von Sprengſtoffen durch zuſammenhängend gebaute Ortſchaften iſt nur ge⸗ 
ſtattet, wenn dieſe nicht auf gut fahrbaren Wegen umfahren werden können. 


§ 19. 
Beförderung von Sprengſtoffen auf Kraftfahrzeugen. 


(1) Die Beförderung von Sprengſtoffen auf Kraftfahrzeugen iſt nur unter Beachtung der fol⸗ 
genden beſonderen Bedingungen zuläſſig: 


a) Kraftfahrzeuge mit mehreren Anhängern dürfen nur mit Genehmigung der Landes⸗ 
polizeibehörde zur Sprengſtoffbeförderung benutzt werden; 


p) Sprengſtoffe dürfen auf Kraftfahrzeugen oder deren Anhängern nur in allſeitig 
geſchloſſenen, dicht und widerſtandsfähig aus mindeſtens 2 em dicken Brettern 
hergeſtellten und außen allſeitig, einſchließlich Boden und Decke, mit Eiſenblech dicht 
bekleideten Wagenkäſten befördert werden. Schwarzpulver darf auf dem Kraftfahr⸗ 
zeuge ſelbſt nur dann befördert werden, wenn zwiſchen Holzwand und Blechbeſchlag 
der Rückwand des Führerſitzes, der Vorderwand, der Seitenwände und des Bodens 
des Kraftfahrzeugs Aſbeſteinlagen von mindeſtens 10 mm Stärke angebracht ſind. 

Die Decken der Wagenkäſten dürfen abnehmbar ſein, wenn die Verbindung 
zwiſchen der Decke und den Seitenwänden eine dauernd ſichere Dichtheit und eine 


Preuß. Geſetzſammlung 1935. Nr. 22, ausgegeben am 21. 9. 35. 125 


zuverläſſige Verriegelung gegen Abheben der Wagendecke von außen her gewähr— 
leiſtet; 

e) der Motor muß ſich vorn am Kraftfahrzeug befinden, er muß von dem Führerſitze 
durch eine eiſerne oder eine hölzerne, auf der Motorſeite mit ſtarkem Eiſenblech 
bekleidete Schutzwand getrennt ſein; 

d) der Treibſtoffbehälter iſt unter dem Führerſitz anzuordnen. Er muß von dem 

Bodenblech des Führerhauſes durch einen Luftraum getrennt fein. Der den Treib- 

ſtoffbehälter umgebende Führerſitz iſt aus ſtarkem Hartholz oder aus Weichholz mit 

einer äußeren Bekleidung von Aſbeſtpappe und darüber Eiſenblech herzuſtellen. Die 

Rückwand des Führerſitzes iſt aus Eiſenblech herzuſtellen oder aus Holz und mit 

Eiſenblech zu bekleiden und ſo tief wie möglich nach unten durchzuführen. Auf 

Kraftfahrzeuge, die mit Treibſtoffen der Gruppe A Gefahrklaſſe III im Sinne der 

Muſter⸗Polizeiverordnung über den Verkehr mit brennbaren Flüſſigkeiten vom 

26. November 1930 (HM Bl. S. 322) betrieben werden, findet der erſte Satz keine 

Anwendung; 

die Fahrgeſchwindigkeit von Kraftfahrzeugen, welche Sprengſtoffe führen, darf, ſoweit 

nicht andere Vorſchriften geringere Geſchwindigkeiten fordern, nicht mehr als 90 Km 

in der Stunde betragen. Vor dem Führerſitze des Kraftfahrzeugs muß ein zuver⸗ 
läſſiger Geſchwindigkeitsmeſſer mit Schreibvorrichtung (Tachograph) vorhanden ſein, 
der bei jeder Sprengſtoffbeförderung zu benutzen iſt; 


e 


— 


f) der Anhänger muß mit dem Kraftfahrzeuge ſtoßfrei gekuppelt fein. Die Kupplung 

muß ſich leicht und ſchnell löſen laſſen; 

jedes Kraftfahrzeug iſt mit mindeſtens zwei wirkſamen Handfeuerlöſchern, von denen 

einer ein Trocken⸗ und einer ein Naßfeuerlöſcher ſein muß, und außerdem mit einer 

Kiſte mit trockenem Sande oder dergleichen in ſolcher Anordnung auszurüſten, daß 

die Löſchmittel jederzeit gebrauchsfertig zur Hand ſind. Die Anordnung beſonderer 

ſelbſttätiger oder durch einen einfachen Handgriff leicht und ſchnell zu betätigender 

Vergaſerbrandlöſcher iſt zweckmäßig, macht aber die geforderten Handfeuerlöſcher 

nicht entbehrlich. 

Vor Antritt jeder Fahrt hat ſich der Kraftfahrzeugführer von der ordnungs⸗ 
mäßigen Beſchaffenheit der Handfeuerlöſcher zu überzeugen. Die Handfeuerlöſcher 
müſſen gegen ſtarke Erſchütterungen unempfindlich ſein und auch bei ſtarkem Froſte 
wirkſam bleiben; 

h) der Transport muß außer von dem Kraftfahrzeugführer ſtets von einem zweiten, 
mit der Sprengſtoffbeförderung vertrauten Manne begleitet ſein, der, wenn ein 
Anhänger mitgeführt wird, auf dieſem ſeinen Sitz haben muß. Die Bemannung 
des Anhängers iſt nicht nötig, wenn der Wagenkaſten des Anhängers während des 
Transports unter beſonders ſicherem Verſchluſſe gehalten wird und der Anhänger 
mit einer vom Führerſitz aus zu bedienenden Bremſe verſehen iſt, die ihn bei der 
Löſung der Verbindung mit dem Kraftfahrzeuge ſelbſttätig zum Stehen bringt. Der 
Führer des Kraftfahrzeugs hat die Beſcheinigung eines amtlich anerkannten Sach⸗ 
verſtändigen bei ſich zu führen, in der unter Angabe der Fabriknummer des An- 
hängers beſcheinigt wird, daß deſſen Bremſe den Bedingungen des zweiten Satzes 
entſpricht und ausreichend betriebsſicher iſt; 

i) für elektriſch angetriebene Kraftfahrzeuge gelten nur die unter e, k und h aufge⸗ 
führten Beſtimmungen. 


— 


8 


(2) Die Beförderung von Sprengſtoffen auf Kraftfahrzeugen, zu deren Inbetriebſetzung 
offenes Feuer oder glühende Metallkörper erforderlich ſind, iſt verboten. 

(3) Die Landespolizeibehörden können beſtimmte Wege für den Kraftfahrzeugverkehr mit 
Sprengſtoffen gänzlich oder bedingungsweiſe verbieten. Dieſe Verbote werden im Regierungs⸗ 
amtsblatt bekanntgegeben. 
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C. Beſondere Beſtimmungen für den Waſſerverkehr. 
§ 90. 
Beförderung von Sprengſtoffen auf Schiffen. 


(1) Auf Schiffen, welche Perſonen befördern, dürfen Schießmittel und Feuerwerkskörper für 
Rettungszwecke und zur Abgabe von Signalen in den hierfür erforderlichen Mengen mitgeführt 
werden. 


(2) Fähren, welche Fahrzeuge mit Sprengſtoffen überſetzen, dürfen gleichzeitig nicht andere 
Fahrzeuge oder Perſonen befördern. Der Transportführer muß den Führer der Fähre auf den 
Inhalt ſeines Transports ſowie auf dieſe Vorſchrift aufmerkſam machen. 


(3) Werden Sprengſtoffe in dicht ſchließenden, feuerbeſtändigen, während der Beförderung 
unter Verſchluß gehaltenen Laderäumen ſtählerner Schiffe befördert, ſo gilt für ſolche Transporte 
§ 12 nicht; § 13 findet mit der Maßgabe Anwendung, daß die regelmäßig einzuhaltende Ent⸗ 
fernung 200 m beträgt. 


() Die Sprengſtoffe ſind auf dem Schiffe in einem verſchloſſenen Raume unter Deck feſt zu 
verſtauen; bei Verladung in offenen Booten müſſen dieſe mit einem dicht ſchließenden, ſchwer 
entflammbaren Plantuche (3. B. imprägnierter Leinewand) überſpannt fein. Die Sprengſtoff⸗ 
laderäume müſſen durch widerſtandsfähige, feſte, völlig dichte Wände von Maſchinen⸗ und Keſſel⸗ 
räumen und Räumen, in denen Feuerſtellen vorhanden ſind, getrennt ſein. Sie dürfen keine 
unter Dampf ſtehende Leitungen enthalten und nicht durch benachbarte Wärmequellen auf längere 
Zeit über 45 erwärmt werden. Über Maſchinen⸗ und Keſſelräumen dürfen Sprengſtoffe nicht 
untergebracht werden; ſie ſind in einer ſeitlichen Entfernung von mindeſtens 3 m von ſolchen 
Räumen zu verſtauen. 


(5) Es iſt verboten, in den Sprengſtoffladeräumen zu rauchen und Feuer zu halten. Zur 
künſtlichen Beleuchtung der Laderäume darf nur elektriſcher Strom verwendet werden. Die 
Leuchten und Anlageteile müſſen funkenſicher und gegen mechaniſche Beſchädigung geſchützt ſein. 
Die Schalter und Sicherungen müſſen ſich außerhalb der Laderäume befinden. Tragbare 
elekrriſche Handleuchten müſſen funkenſicher ſein und eine eigene Stromquelle von höchſtens 8 Volt 
haben. Die Verwendung von ſogenannten Stecker⸗Handleuchten in den Laderäumen iſt verboten. 
Auf Schiffen mit Sprengſtoffladung darf Feuer nur unter Aufſicht in ſicheren Feuerſtellen und 
in abgeſchloſſenen Räumen gebrannt werden. 


(6) In den an Räume mit Sprengſtoffen unmittelbar anſtoßenden Räumen dürfen ſpreng⸗ 
kräftige Zündungen nicht verladen werden. 


(7) Leichtentzündliche oder ſelbſtentzündliche Stoffe, zu welchen Steinkohlen und Koks nicht 
gerechnet werden, ſind von der gleichzeitigen Beförderung überhaupt ausgeſchloſſen. 


(s) Das Ein- und Ausladen darf nur an einer. von der Polizeibehörde dazu angewieſenen 
Stelle erfolgen, welche mindeſtens 300 m von bewohnten Gebäuden entfernt ſein muß. Mit Ge⸗ 
nehmigung der Landespolizeibehörde kann auch in geringerer Entfernung von bewohnten Gebäuden 
eine Stelle angewieſen werden. 


(9) Die Ladeſtelle darf während ihrer Benutzung unbeteiligten Perſonen nicht zugänglich ſein; 
fie iſt, wenn das Aus- oder Einladen bei Dunkelheit ſtattfindet, mit elektriſchen Glühlampen in 
dicht ſchließenden Überglocken zu beleuchten. Ausnahmsweiſe iſt die Verwendung von feit- und 
hochſtehenden ſicher verſchloſſenen Laternen zuläſſig. Die mit Sprengſtoffen gefüllten Behälter 
dürfen erſt bei Beginn der Verladung auf die Ladeſtelle gebracht werden. Wird während des 
Ladens oder Löſchens von Sprengſtoffen Feuer auf dem Schiffe unterhalten, ſo müſſen die 
Schornſteine mit wirkſamen Funkenfängern verſehen ſein. 


(10) Sollen Sprengſtofftransporte durch Schleuſen oder zu öffnende Brücken befördert werden, 
ſo hat der Transportführer dem Schleuſen⸗ oder Brückenwärter Anzeige zu erſtatten und vor der 
Durchfahrt deſſen Anordnungen abzuwarten. Der Schleuſen⸗ oder Brückenwärter hat dafür zu 
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ſorgen, daß die Durchfahrt ohne unnötigen Aufenthalt und unter Vermeidung beſonderer Ge- 
fahren vor ſich geht. 


(11) Das Anlegen darf nur an Orten geſchehen, welche während des Aufenthalts unbe— 
teiligten Perſonen nicht zugänglich ſind. 
Die Polizeibehörde iſt ſtets vorher in Kenntnis zu ſetzen. 


III. Beſtimmungen über den Vertrieb, die Aufbewahrung und die Lagerung 
ſowie die Ausgabe von Sprengſtoffen. 


A. Allgemeines. 


§ 21. 
Vertrieb von Sprengſtoffen. 


Sprengpatronen dürfen von den Herſtellern und Händlern und ihren Beauftragten nicht 
einzeln und loſe, ſondern nur in den nach § 5 dafür vorgeſehenen Behältern oder kleineren Dicht- 
schließenden Urſprungsverpackungen des Herſtellers (Paketen) abgegeben werden. 


§ 22. 
Lagerung von Sprengſtoffen. 


(1) Die zum Verkehr zugelaſſenen Sprengſtoffe (5 2 Abſ. 1) dürfen — abgeſehen von den im 
6 26 vorgeſehenen Ausnahmen — nur an der Herſtellungsſtätte oder an denjenigen Orten, wo ſie 
innerhalb eines Betriebs zur unmittelbaren Verwendung gelangen, oder in beſonderen Lagern 
gelagert werden. Hierbei ſind die Vorſchriften der Polizeiverordnung über die Errichtung, die Ein⸗ 
richtung und den Betrieb von Sprengſtofflagern (Sprengſtofflagerverordnung) vom 17. November 
1932 (Geſetzſamml. S. 362) zu beachten. 


(2) Nicht zum Verkehr zugelaſſene Sprengſtoffe dürfen nur an der Herſtellungsſtätte gelagert 
werden. Zu Verſuchszwecken kann die Lagerung neuer Sprengſtoffe an anderen Orten von der 
Landespolizeibehörde geſtattet werden. 


B. Beſondere Beſtimmungen für Sprengſtoffe, die den Beſtimmungen des 

§ 1 Abi. 1 und 2 des Reichsgeſetzes gegen den verbrecheriſchen und gemein⸗ 

gefährlichen Gebrauch von Sprengſtoffen vom 9. Juni 1884 (Reichsgeſetzbl. 
S. 61) unterliegen. 


§ 23. 
Ausgabe von Sprengſtoffen an der Verwendungsſtätte. 


Sprengſtoffe, die den Beſtimmungen des § 1 Abſ. 1 und 2 des Reichsgeſetzes gegen den ver⸗ 
brecheriſchen und gemeingefährlichen Gebrauch von Sprengſtoffen vom 9. Juni 1884 (Reichsgeſetzbl. 
S. 61) unterliegen, dürfen an die in Betrieben jeder Art beſchäftigten Arbeiter, Schießmeiſter uſw. 
nur von ſolchen Perſonen ausgegeben werden, welche nach § 1 des genannten Geſetzes zum Beſitz 
von Sprengſtoffen berechtigt find. Dieſe Perſonen find verpflichtet, über die Einnahme und Aus⸗ 
gabe Buch zu führen. Aus der Buchführung müſſen der Zeitpunkt der Einnahme und der Ausgabe, 
die Menge und Bezeichnung der eingenommenen und ausgegebenen Sprengſtoffe, Jahreszahl, 
Kiſten⸗ und Paketnummer ſowie die Namen der Empfänger erſichtlich ſein. Von den Empfängern 
endgültig in das Lager zurückgegebene Sprengſtoffe ſind in gleicher Weiſe als wiedereingenommen 
zu buchen. 
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C. Beſondere Beſtimmungen für Sprengſtoffe, die den Beſtimmungen des 

§ 1 Abſ. 1 und 2 des Reichsgeſetzes gegen den verbrecheriſchen und gemein⸗ 

gefährlichen Gebrauch von Sprengſtoffen vom 9. Juni 1884 (Reichsgeſetzbl. 
S. 61) nicht unterliegen. 


§ 24. 
Anzeige und Buchführung beim Vertrieb. 


(1) Wer Sprengſtoffe vertreiben will, die den Beſtimmungen des § 1 Abſ. 1 und 2 des Reichs⸗ 
geſetzes gegen den verbrecheriſchen und gemeingefährlichen Gebrauch von Sprengſtoffen vom 9. Juni 
1884 (Reichsgeſetzbl. S. 61) nicht unterliegen, muß dies der Ortspolizeibehörde anzeigen. 


(2) Wer Sprengſtoffe der im Abſ. 1 bezeichneten Art herſtellt oder vertreibt, iſt verpflichtet, 
über alle An- und Verkäufe dieſer Stoffe in Mengen von mehr als 1 kg ein Buch zu führen, welches 
den Namen der Verkäufer und der Abnehmer, den Zeitpunkt des Ankaufs und der Abgabe, die 
Mengen der gekauften und abgegebenen Stoffe angibt. Dieſes Buch iſt auf Verlangen der Orts⸗ 
polizeibehörde zur Einſicht vorzulegen. 


(3) Die Beſtimmungen des zweiten Abſatzes gelten auch für die An⸗ und Verkäufe von mehr 
als 1 kg feuchter Nitrozelluloſe, die auf 65 Gewichtsteile trockener Nitrozelluloſe 

entweder bei einem Stickſtoffgehalte bis zu 12,6 vom Hundert mindeſtens 35 Gewichtsteile 
Waſſer oder Alkohol, die bis zur Hälfte auch durch Kampfer erſetzt ſein dürfen, 

oder bei einem Stickſtoffgehalte bis zu 12,3 vom Hundert mindeſtens 35 Gewichtsteile Kohlen⸗ 
waſſerſtoffe enthält, deren Flamm⸗ und Siedepunkte nicht unter denen des 90er Handels— 
benzols liegen dürfen und deren Dampfſpannung nicht größer ſein darf als bei dieſem 
Benzol. 


Bei der Buchführung ſind außer dem Namen des Käufers die Art ſeines Betriebs und ſein 
Wohnort einzutragen. 


(4). Die Beſtimmungen des zweiten Abſatzes gelten auch für alle An⸗ und Verkäufe von 
Echoloten, Freiloten, Lotbomben und ähnlichen zum Meſſen der Meerestiefen mit Hilfe des Schalles 
dienenden Vorrichtungen mit einem Knallſatze von nicht mehr als 2,0 g. 


68125 
Abgabe an Perſonen unter 16 Jahren. 


(1) Die Abgabe der im § 24 Abſ. 1 bezeichneten Sprengſtoffe an Perſonen, von welchen ein 
Mißbrauch derſelben zu befürchten iſt, insbeſondere an Perſonen unter 16 Jahren, iſt verboten. 
Dies gilt insbeſondere auch von ſolchen Feuerwerkskörpern (Kanonenſchlägen und dgl.), Knall⸗ 
körpern (Knallkorken, Knallſcheiben und dgl.) und pyrotechniſchen Artikeln, mit deren Verwendung 
eine erhebliche Gefahr für Perſonen oder Eigentum verbunden iſt. Dieſe Vorſchrift findet keine An⸗ 
wendung auf Spielwaren, welche ganz geringe Mengen von Sprengſtoffen enthalten. Zündblättchen 
(Amorces) und Zündbänder (Amorcesbänder) für Spielzeugpiſtolen, welche mehr als 7,5 Gramm 
Sprengmiſchung (Knallſatz) auf 1000 Blättchen enthalten, dürfen als Spielwaren nicht in den Ver⸗ 
kehr gebracht werden. Die Ortspolizeibehörde iſt berechtigt, über die Zuſammenſetzung und Gefähr⸗ 
lichkeit der Feuerwerkskörper, Knallkörper und pyrotechniſchen Artikel Gutachten von Sachver⸗ 
ſtändigen oder ſonſtige glaubwürdige Nachweiſe von denjenigen zu verlangen, welche dieſe Gegen- 
ſtände vertreiben wollen. 

(2) Knallkorken dürfen im Inland nur in Schachteln von je 20 Stück vertrieben werden, und 
zwar darf der Verkauf nur in ganzen Schachteln erfolgen. Jede Schachtel muß in deutlich lesbarer 
Schrift die nachſtehende Aufſchrift tragen: 

Vorſicht! Knallkorken! 
Verkauf nur in ganzen Schachteln und nur an Perſonen über 16 Jahre geſtattet. Der 
Verkauf einzelner Knallkorken iſt verboten. Bei Herausnahme der Knallkorken darf das 
Holzmehl nicht entfernt werden. 
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| § 26. \ | 
Aufbewahrung und Lagerung kleiner Mengen von Sprengſtoffen. 


(1) Wer mit den im § 24 Abſ. 1 bezeichneten Sprengſtoffen und aus dieſen hergeſtellten 
Gegenſtänden (Feuerwerkskörpern, pyrotechniſchen Artikeln und dgl.) Handel treibt, darf davon 


1. im Verkaufsraum oder in einem Nebenraume nicht mehr als insgeſamt 2,5 kg, 


2. im Hauſe außerdem nicht mehr als insgeſamt 10 kg und zwar in der Verſandpackung 
vorrätig halten. 


(2) Bei Nachweis eines beſonderen Bedürfniſſes kann die zeitweilige Erhöhung des Vorrats 
im Abſ. 1 Ziffer 2 bis auf 15 kg durch die Ortspolizeibehörde geſtattet werden. 


(3) Bei Feuerwerkskörpern beziehen ſich die Mengenangaben der Abſ. 1 und 2 auf das 
Gewicht der in den Feuerwerkskörpern enthaltenen brennbaren Maſſe und zwar iſt ein Drittel 
des Rohgewichts als brennbare Maſſe in Rechnung zu ſetzen. Bei Zündblättchen (Amorces), 
Zündbändern (Amorcesbändern) und Knallkorken gelten für die Berechnung der Menge des 
Knallſatzes die im § 25 Abſ. 1 dieſer Verordnung und im $ 3 der Verordnung über die Herſtellung 
von Knallkorken vom 27. Dezember 1928 (Reichsgeſetzbl. 1929 I S. 9)/6. Februar 1934 (Reichs⸗ 
geſetzbl. 1 S. 88) getroffenen Beſtimmungen. Feuerwerkskörper dürfen in Verkaufsräumen nur 
in verſchloſſenen Kiſten aufbowahrt oder unter Glas ausgelegt werden. Kanonenſchläge und 
ſolche Feuerwerkskörper, die mit beſonderen Abſchußvorrichtungen abgefeuert werden, dürfen in 
Verkaufsräumen nicht aufbewahrt werden. 


(4) Perſonen, welche nicht unter die Beſtimmung des Abſ. 1 fallen, dürfen mehr als ins— 
geſamt 2,5 kg, höchſtens aber 10 kg der daſelbſt bezeichneten Sprengſtoffe und der daraus her⸗ 
geſtellten Gegenſtände nur mit Erlaubnis der Ortspolizeibehörde lagern. 


(5) Die Lagerung muß in einem gegen Diebſtahl und Brandgefahr geſicherten Raume er- 
folgen, der nicht zum dauernden Aufenthalt von Menſchen dient und nicht unter oder neben ſolchen 
Räumen liegt. 


IV. Schlußbeſtimmungen. 
§ 27. 
Ausnahmen. 
Die Landespolizeibehörden ſind befugt, in Einzelfällen Ausnahmen von den Vorſchriften 
dieſer Polizeiverordnung zuzulaſſen. 
§ 28. 
Bergbauliche Betriebe. 
(1) Die Polizeiverordnung über den Vertrieb von Sprengſtoffen und Zündmitteln an den 


Bergbau vom 13. Dezember 1934 (Geſetzſamml. 1935 S. 1) und die bergpolizeilichen Vorſchriften 


über die Beförderung, die Aufbewahrung, die Lagerung und die Ausgabe von Sprengſtoffen 
bleiben unberührt. 


(2) Für den Aufſichtsbereich der Bergbehörden treten an die Stelle der Landespolizeibehörden 
die Oberbergämter. 
829 
Anderung der Sprengſtofflagerverordnung. 
Die Überſchrift zu Abſchnitt V und § 27 Abſ. 1 der Polizeiverordnung über die Errichtung, 


die Einrichtung und den Betrieb von Sprengſtofflagern (Sprengſtofflagerverordnung) vom 
17. November 1932 (Geſetzſamml. S. 362) erhalten folgende Faſſung: 
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V. Aufbewahrung und Lagerung kleiner Mengen von Sprengſtoffen. 
§ 27. 

(1) Für die Aufbewahrung und die Lagerung von Sprengſtoffen, die den Beſtim⸗ 
mungen des § 1 Abſ. 1 und 2 des Geſetzes über den verbrecheriſchen und gemeingefährlichen 
Gebrauch von Sprengſtoffen vom 9. Juni 1884 (Reichsgeſetzbl. S. 61) nicht unterliegen, 
und der aus dieſen Sprengſtoffen hergeſtellten Gegenſtände (Feuerwerkskörper, pyrotech⸗ 
niſche Artikel und dgl.) in Mengen bis zu höchſtens 15 kg gelten die Beſtimmungen des 
6 96 der Polizeiverordnung über den Verkehr mit Sprengſtoffen (Sprengſtoffverkehrs⸗ 
verordnung) vom 4. September 1935 (Geſetzſamml. S. 119). 

§ 30. 
Strafbeſtimmungen. 

Für jeden Fall der Nichtbefolgung dieſer Polizeiverordnung wird hiermit die Feſtſetzung einer 
Geldſtrafe in Höhe bis zu 150 RAM oder bei beſonders ſchweren Fällen Haft bis zu zwei Wochen 
angedroht. 

§ 31. 
Zeitpunkt des Inkrafttretens. 

Dieſe Polizeiverordnung tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft und gilt bis zum 
31. Dezember 1945. 


Berlin, den 4. September 1935. 


Der Reichs⸗ und Preußiſche Wirtſchaftsminiſter. 
In Vertretung: 


Poſſe. 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) find bekanntgemacht: 


1. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 24. Auguſt 1935 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Stadt Oelde zum Ausbau der Straße 
„Paulsburg“ 
durch das Amtsblatt der Regierung in Münſter Nr. 36 S. 159, ausgegeben am 7. September 1935; 


2. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 24. Auguſt 1935 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Gemeinde Marl zum Ausbau der 
Rennbachſtraße 
durch das Amtsblatt der Regierung in Münſter Nr. 36 S. 159, ausgegeben am 7. September 1935. 
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